Bericht über die Anhörung der SPD-Bundestagsfraktion zur geplanten EU-Dienstleistungsrichtlinie (sog. Bolkestein-Hammer) am 27.10.2004

Eingeladen hatten Klaus Brandner und Sigrid Skarpelis-Sperk von der Arbeitsgruppe Wirtschaft und Arbeit der SPD-Bundestagsfraktion. Vertreten waren: Verband kommunaler Unternehmen (VKU), Bundesverband der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Finanzkontrolle/Zoll, Deutscher Städtetag, Bundesverband Freier Berufe, Westdeutscher Rundfunk, Deutscher Gewerkschaftsbund, Zentralverband des deutschen Handwerks, Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, Verband der Angestellten-Krankenkassen, Verbraucherzentrale und Attac, vertreten durch mich. 

Die Fragenkomplexe der Anhörung umfassten 1) Entlohnung, Arbeitsbedingungen und Sozialsysteme, 2) öffentliche Daseinsvorsorge und soziale Dienstleistungen, 3) Freie Berufe und Handwerk, 4) Öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie 5) Kultur und audiovisuelle Dienstleistungen. 

Das Bemerkenswerteste war, dass – mit Ausnahme des BDA-Vertreters – alle Sachverständigen in allen Fragenkomplexen deutliche Kritik an dem Richtlinienentwurf übten. Bei der Eingangsfrage nach den drei wichtigsten Chancen und den drei wichtigsten Risiken der Richtlinie räumten die meisten Beteiligten ein, dass es ihnen schwer fällt, überhaupt irgendwelche Chancen zu entdecken. Stattdessen bestätigten – wieder mit Ausnahme des BDA – alle Beteiligten die Risiken der Richtlinie, die auch bisher schon von diversen KritikerInnen vorgebracht wurden. Den größten Raum nahmen dabei das Dumping bei den Arbeitsstandards und die Risiken für Daseinsvorsorge, Kommunen und Sozialversicherungen ein. Bestätigt wurden u.a. die Betroffenheit von Wasserwerken, Bildungsträgern und öffentlichem Rundfunk.

Einig war man sich über die Unklarheiten und Inkonsistenzen der Richtlinie sowie ihre zahllosen Konflikte mit dem bestehenden EU-Recht. Die eindrücklichste Schilderung der Absurditäten des Herkunftslandprinzips lieferte überraschenderweise der Vertreter des Handwerks, der genüsslich die künftigen Schwierigkeiten beschrieb, grenzüberschreitend tätige Briefkasten-Firmen zu kontrollieren. Der Vertreter der Finanzkontrolle bestätigte zudem, dass es zu Ausfällen bei der Umsatzsteuer kommen könne, wenn die Firmen im Tätigkeitsland keinerlei Meldungen mehr abgeben müssen. 

Der Moderator zog das Fazit, dass die Sachverständigen offenbar mehrheitlich Risiken sehen, aber die möglichen Chancen für Wachstum und Arbeitsplätze auch nicht vergessen werden dürften. Er kündigte an, dass die SPD-Abgeordneten demnächst ein Treffen mit Wirtschaftsminister Clement zum Thema Bolkestein haben werden.

Die Anhörung machte deutlich, dass tatsächlich sehr viele gesellschaftliche Gruppen von der Richtlinie negativ betroffen wären. Bei entsprechender Öffentlichkeit für das Thema könnte erheblicher Sand ins Verhandlungsgetriebe geworfen werden. Nimmt man die Gesamtheit der vorgebrachten Bedenken Ernst, erscheint es zudem einigermaßen absurd, die Richtlinie durch einzelne chirurgische Eingriffe in ein auch nur ansatzweise positives Rahmenwerk für den Dienstleistungssektor verwandeln zu wollen. 
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